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177 Verordnung 
über das Dampfkeſſelweſen. 
Vom 30. Oktober 1936. 
Auf Grund des $ 24 Abſ. 2 der Gewerbeordnung wird verordnet: 
A. 

Die Allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Landdampfkeſſeln vom 
17. Dezember 1908 (R. G. Bl. 1909 S. 3) und über die Anlegung von Schiffsdampfkeſſeln vom 17. De⸗ 
zember 1908 (R. G. Bl. 1909 S. 51) in der Faſſung vom 27. November 1935 (G. Bl. S. 1155) 
werden wie folgt geändert: 

1. Der $S 1 Abſ. 3 der Allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Land⸗ 
dampfkeſſeln und der § 1 Abſ. 3 e der Allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die An⸗ 
legung von Schiffsdampfkeſſeln erhalten folgende Faſſung: 

„Dampfkeſſel mit einem Betriebsüberdruck bis höchſtens 0,5 kg / eme (Niederdruckdampf⸗ 
keſſel), ſofern ſie den vom Senat erlaſſenen beſonderen Vorſchriften entſprechen;“ 

2. Der $ 2 Abſ. 1 Satz 2 der Allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von 
Landdampfkeſſeln und 8 2 Abſ. 1 Satz 2 der Allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die An⸗ 
legung von Schiffsdampfkeſſeln erhalten folgende Faſſung: 

„Als ſolche Regeln gelten die Vorſchriften, die vom Senat durch Verkündung im Staats⸗ 
anzeiger Teil J in Kraft geſetzt werden.“ a 

3. Der $ 12 Abſ. 3 der Allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Landdampf⸗ 

keſſeln erhält folgende Faſſung: Hast nal Be 

„Der Waſſerdruckverſuch iſt mit einem Verſuchsdruck von 1,3 p, ſofern nicht gemäß nach⸗ 

ſtehenden Sonderbeſtimmungen unter a und b zu verfahren iſt, mindeſtens aber mit 1 kg / em? 
Mehrdruck durchzuführen. 

a) Bei Keſſeln, die im Inneren nicht ausreichend beſichtigt werden können, iſt ein Verſuchs⸗ 
druck zwiſchen 1,3 p und 1,5 p nach Entſcheidung des Keſſelprüfers anzuwenden, jedoch 
mit der Einſchränkung, daß der Verſuchsdruck nicht höher ſein darf, als der anläßlich 
der erſten Genehmigung des Keſſels gemäß Vorſchrift angewandte Prüfdruck; 

b) Bei Keſſeln, die nur aus nahtloſen oder geſchweißten Trommeln und Sammlern und 
daran befeſtigten Rohren beſtehen, beträgt der Verſuchsdruck 1,2 p, auch wenn die 
Keſſel im Innern nicht ausreichend beſichtigt werden können. Dies gilt auch für der⸗ 
artige Keſſel mit eingenieteten Böden. 

p bedeutet den höchſten zuläſſigen Betriebsüberdruck in kg / eme. 


Die Keſſelwandungen müſſen während der Dauer des Verſuchs dem Verſuchsdruck widerſtehen, 
ohne undicht zu werden oder bleibende Formänderungen aufzuweiſen. Sie ſind als undicht zu 
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erachten, wenn bei dem Verſuchsdruck das Waller anders als in feinen Perlen aus den Fugen 
dringt. Über den Waſſerdruckverſuch hat der Prüfer eine Beſcheinigung nach Anlage IV auszu⸗ 
ſtellen.“ 

4. Der § 12 Abſ. 3 der Allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Schiffs⸗ 
dampfkeſſeln erhält folgende Faſſung: 


„1. Binnenſchiffskeſſel. 


Der Waſſerdruckverſuch iſt mit einem Verſuchsdruck von 1,3 p, ſofern nicht gemäß nach⸗ 
ſtehenden Sonderbeſtimmungen unter a und b zu verfahren iſt, mindeſtens aber mit 1 lg / eme 
Mehrdruck durchzuführen. 


a) Bei Keſſeln, die im Innern nicht ausreichend beſichtigt werden können, iſt ein Verſuchs⸗ 
druck zwiſchen 1,3 p und 1,5 p nach Entſcheidung des Keſſelprüfers anzuwenden, jedoch 
mit der Einſchränkung, daß der Verſuchsdruck nicht höher ſein darf, als der anläßlich 
der erſten Genehmigung des Keſſels gemäß Vorſchrift angewandte Prüfdruck; 


b) Bei Keſſeln, die nur aus nahtloſen oder geſchweißten Trommeln und Sammlern und 
daran befeſtigten Rohren beſtehen, beträgt der Verſuchsdruck 1,2 p, auch wenn die Keſſel 
im Innern nicht ausreichend beſichtigt werden können. Dies gilt auch für derartige Keſſel 
mit eingenjeteten Böden. 


2. Seeſchiffskeſſel. 


a) Bei Keſſeln, die erſtmalig genehmigt und mit einem Betriebsüberdruck bis 7 kg / eme 
einſchließlich betrieben werden ſollen, iſt der Waſſerdruckverſuch mit einem Verſuchsdruck 
von 2 p, mindeſtens aber mit 1 kg / em? Mehrdruck durchzuführen. Liegt der Betriebs⸗ 
überdruck bei derartigen Keſſeln über 7 kg / eme, jo beträgt der Verſuchsdruck 1,5 p+3,5; 


Bei Keſſeln, die wiederholt genehmigt werden, iſt der Verſuchsdruck gleich dem Prüf⸗ 

druck, der bei dem amtlichen Waſſerdruckverſuch anläßlich der erſten Genehmigung des 

Keſſels anzuwenden war. Es beträgt alſo der Verſuchsdruck, 

wenn der erſte amtliche Waſſerdruckverſuch vor dem 1. Januar 1929 ſtattgefunden hat, 
1,5 p, mindeſtens aber 1 kg / em? Mehrdruck bei einem Keſſel mit einem Betriebs⸗ 
überdruck bis einſchließlich 10 kg / eme, 
p + 5 bei einem Keſſel mit einem Betriebsüberdruck von mehr als 10 bis ein⸗ 
ſchließlich 16,7 kg / em? und 
1,3 p bei einem Keſſel mit einem Betriebsüberdruck von mehr als 16,7 kg / eme, 

wenn der erſte amtliche Waſſerdruckverſuch nach dem 1. Januar 1929, aber vor dem 
Inkrafttreten der Verordnung über die Anlegung von Dampfkeſſeln vom 27. No⸗ 
vember 1935 (G. Bl. S. 1155) ſtattgefunden hat, 
1,5 p, mindeſtens aber 1 kg / em? Mehrdruck, 

wenn der erſte amtliche Waſſerdruckverſuch nach dem Inkrafttreten der Verordnung über 
die Anlegung von Dampfkeſſeln vom 27. November 1935 (G. Bl. S. 1155) ſtatt⸗ 
gefunden hat, 
gemäß Abſchnitt a. 


p bedeutet den höchſten zuläſſigen Betriebsüberdruck in kg / eme. 


b 


— 


Die Keſſelwandungen müſſen während der Dauer des Verſuchs dem Verſuchsdruck wider⸗ 
ſtehen, ohne undicht zu werden oder bleibende Formänderungen aufzuweiſen. Sie ſind als undicht 
zu erachten, wenn bei dem Verſuchsdruck das Waſſer anders als in feinen Perlen aus den Fugen ö 
dringt. Über den Waſſerdruckverſuch hat der Prüfer eine Beſcheinigung nach Anlage IV aus⸗ | 
zuſtellen.“ 


5. Der $ 12 Abſ. 4 der Allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Land⸗ 
dampfkeſſeln und der Allgemeinen polizeilichen aten über die Anlegung von Schiffs⸗ 
dampfkeſſeln werden geſtrichen. 


6. Im $ 18 der Allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Landdampfkeſſeln 
werden die Worte „ſofern ſie mit einer Sicherheitsvorrichtung nach 8 1 Abſ. Ze verſehen find“ 
erſetzt durch die Worte „ſofern fie mit einem Standrohr verſehen find, das den nach $ 1 Abſ. 3 0 
erlaſſenen Vorſchriften genügt.“ 
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7. Im $ 15 der Allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Schiffsdampfkeſſeln 
wird als zweiter Abſatz eingefügt: 

„Die Schiffsdampfkeſſel müſſen von allen Seiten gut zugänglich ſein oder leicht zugänglich 
gemacht werden können. Bunker⸗ und Schottwände, die aus techniſchen Gründen einen für 
die Zugänglichkeit genügenden Abſtand vom Keſſel nicht haben, müſſen leicht zu entfernen 
oder mit Offnungen verſehen ſein, die die Prüfung der Keſſelteile geſtatten.“ 

8. Der § 20 Abſ. 2 der Allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Landdampf⸗ 
keſſeln erhält folgende Faſſung: 

„2. Der Senat iſt befugt, Ausnahmen von den Beſtimmungen der 88 2 bis 19 und des 
§ 21 zu gewähren. 

Alle Anträge auf Bewilligung von Ausnahmen ſind bei der Dampfkeſſelüberwachung 
e. V. Danzig einzureichen. 

Dem Antrage auf Genehmigung einer Dampfkeſſelanlage gemäß § 24 der Gewerbe⸗ 
ordnung iſt jede für die Anlage erteilte und in Anſpruch genommene Ausnahmebewilligung 
in einer der Zahl der Ausfertigungen entſprechenden Anzahl in Abſchrift zur Beiheftung in 
der Genehmigungsurkunde beizufügen.“ 

9. Der $ 17 Abſ. 4 der Allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Schiffs⸗ 
dampfkeſſeln erhält folgende Faſſung: 

„4. Der Senat iſt befugt, Ausnahmen von den Beſtimmungen der SS 2 bis 15 und 
des § 18 zu gewähren. 

Alle Anträge auf Bewilligung von Ausnahmen ſind bei der Dampfkeſſelüberwachung 
e. V. Danzig einzureichen. 

Dem Antrage auf Genehmigung einer Dampfkeſſelanlage gemäß § 24 der Gewerbe⸗ 
ordnung iſt jede für die Anlage erteilte und in Anſpruch genommene Ausnahmebewilligung in 
einer der Zahl der Ausfertigungen entſprechenden Anzahl in Abſchrift zur Beiheftung in 
der Genehmigungsurkunde beizufügen.“ 

g B. 
Vorſchriften für Niederdruckdampfkeſſel 
gemäß § 1 Abſ. 3e der Allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Landdampf⸗ 
keſſeln und gemäß § 1 Abſ. 3 e der Allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von 
Schiffsdampfkeſſeln. 


Auf Grund des $ 1 Abſ. 3 e der Allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von 
Landdampfkeſſeln und des $ 1 Abſ. 3 e der Allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die An⸗ 
legung von Schiffsdampfkeſſeln wird folgendes beſtimmt: 

Dampfkeſſel, deren Dampfſpannung 0,5 kg / eme nicht überſteigt (Niederdruckdampfkeſſel), unterliegen 
den Allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Landdampfkeſſeln und Schiffs⸗ 
dampfkeſſeln nicht, wenn folgende Bedingungen erfüllt ſind: 


Ausführung und Ausrüſtung 
A. Die Niederdruckdampfkeſſel müſſen in Werkſtoff, Bauart, Ausrüſtung und Ausführung den aner⸗ 
kannten Regeln der Technik entſprechen. 
B. Die Niederdruckdampfkeſſel ſind auszurüſten: 
1. mit einem Waſſerſtandsglas; 
2. mit einer ſichtbar und feſt angebrachten Strichmarke für den im Betrieb einzuhaltenden 
Waſſerſtand; 
3. mit einem Druckmeſſer (Manometer), der einen Anzeigebereich von 0 bis höchſtens 1 kg / eme 
Überdruck hat; i 
4. mit einem am Keſſelkörper angenieteten, ſtets erkennbaren Keſſelſchild. Auf dem Keſſelſchild 
ſind anzugeben: der Herſteller oder das Herſtellerzeichen, der höchſte Betriebsüberdruck in 
kg/ emꝰ, die Heizfläche in me, das Erbauungsjahr, eine laufende Fabriknummer, und gege⸗ 
benenfalls das Zulaſſungskennzeichen (Abſchnitt E). 

Gußeiſerne Niederdruckdampfkeſſel, die aus einzelnen Gliedern zuſammengeſetzt werden, 
unterliegen den Beſtimmungen nach B Ziffer 4 nicht, wenn an der Keſſelvorderſeite der 
Herſteller oder das Herſtellerzeichen, die Heizfläche in m? und gegebenenfalls das Zulaſ⸗ 
ſungskennzeichen ſtets erkennbar angegeben und an jedem einzelnen Keſſelglied in ausgebautem 
Zuſtande Herſteller und Herſtellungsjahr eindeutig feſtſtellbar find; 
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5. mit einer Vorrichtung, die entweder verhindert, daß die Dampfſpannung den Überdruck 
von 0,5 kg/em? überſteigt, oder den Keſſel bei einer Überſchreitung dieſes Überdruckes um 
höchſtens 0,05 kg / eme ſicher entlaſtet. 

Als ſolche Vorrichtungen gelten: 

J. vom Dampfraum ausgehende, unabſchließbare und gegen Einfrieren geſchützte Stand⸗ 
rohre, deren Höhe das dem höchſten zuläſſigen Betriebsüberdruck entſprechende Maß nicht 
überjteigt. Auf 1 m? Keſſelheizfläche muß ein lichter Standrohrquerſchnitt von minde⸗ 
ſtens 350 mm? entfallen. Der lichte Durchmeſſer des Rohres muß mindeſtens 30 mm 
betragen. Er braucht bei einer Keſſelheizfläche bis zu 100 m? 80 mm nicht zu über⸗ 
ſteigen. 

Für die unter J genannten Standrohre kommen nur die nachſtehenden grundſätzlichen 
Ausführungsarten (ogl. DIN 4750) in Betracht; 

a) einfache U-Form; 

b) U-Form mit oberem Auspufftopf und Rückleitung für das Sperrwaſſer; 

e) U-Form mit oberem Auspufftopf und Vorausſtrömungsleitung; 

d) U-Form mit oberem Auspufftopf, mit unterem, an den Dampfraum des Keſſels 
angeſchloſſenem Waſſertopf, mit Vorausſtrömungsleitung und Rückleitung für das 
Sperrwaſſer; 

e) U-Form mit mehreren Schenkeln, deren aufſteigende Aſte Lufthähne enthalten und 
deren tiefſte Stellen mit dem Auspufftopf durch eine Rückleitung in Verbindung 
ſtehen. 

Die Ausführung gemäß Je ſoll nur dann verwendet werden, wenn die Ausführungs⸗ 
arten gemäß la bis Id aus techniſchen Gründen nicht anwendbar ſind. 

Mehrere miteinander unabſperrbar verbundene Niederdruckdampfkeſſel können mit 
nur einem der unter B 5 I erwähnten Standrohre ausgerüſtet werden, wenn deſſen 
lichter Querſchnitt nach der Geſamtheizfläche der angeſchloſſenen Keſſel bemeſſen iſt; 

II. für Niederdruckdampfkeſſel bis zu 15 m? Heizfläche neben den unter Abſchnitt B 5 J 
genannten Vorrichtungen ein unverſchließbares, vom Waſſerraum ausgehendes und gegen 
Einfrieren geſchütztes Standrohr von nicht über 5000 mm Höhe. Der lichte Durchmeſſer 
darf 38 mm nicht unterſchreiten, er muß im übrigen den Beſtimmungen nach Abſchnitt 
B 5 I Abſ. 1 entſprechen. Das Standrohr darf jedoch nur ſoweit in den Waſſerraum 
eintauchen, daß ein Ausglühen ſicher vermieden iſt; 

III. jede andere vom Senat beſonders zugelaſſene Vorrichtung. 


O. Niederdruckdampfkeſſel, die nicht aus einzelnen Gliedern beſtehen, ſind einem Waſſerdruckverſuch von 
mindeſtens 4 kg/ em? Überdruck zu unterziehen, desgleichen die einzelnen Glieder von Gliederkeſſeln. 
Soll ein Keſſel iſoliert werden, jo iſt der Waſſerdruckverſuch vor der Iſolierung vorzunehmen. Die 
Durchführung des Waſſerdruckverſuchs iſt auf dem Antrage zu D zu beſcheinigen. 


Zulaſſung 


D. Niederdruckdampfkeſſel bedürfen unbeſchadet beſonderer bau⸗, feuerpolizeilicher oder ſonſtiger be⸗ 
hördlicher Vorſchriften zur Inbetriebnahme der Zulaſſung durch eine hierzu amtlich befugte Stelle, 
ſofern ſie nicht nach den Beſtimmungen gemäß Abſchnitt E typenmäßig zugelaſſen ſind. Zur 
Zulaſſung hat der Betreiber bei der örtlich zuſtändigen Polizeibehörde den Antrag auf Abnahme 
nach beiliegendem Muſter zu ſtellen und Unterlagen beizufügen, aus denen die Bauart, Aus⸗ 
führung der Keſſel, Größe der Heizfläche in me, der vorgeſehene Verwendungszweck und der Auf⸗ 
ſtellungs⸗(Betriebs⸗) ort zu erkennen find. g 

Vor der Zulaſſung ſind die Niederdruckdampfkeſſel einer einmaligen Abnahmeunterſuchung zu 
unterziehen zur Feſtſtellung, daß die unter B genannten Sicherheitsvorrichtungen den zu ſtellenden 
Anforderungen genügen und offenſichtliche Verſtöße gegen die Beſtimmungen gemäß Abſchnitt A, die 
die Unfallſicherheit in Frage ſtellen können, nicht vorliegen. Dieſe Feſtſtellungen erfolgen durch die 
Dampfkeſſelüberwachung e. V. Danzig auf Koſten des Antragſtellers. Die Höhe der Gebühren richtet 
ſich nach den geltenden Beſtimmungen. Die Polizeibehörde überſendet den Zulaſſungsantrag zur 
Vornahme der Abnahme und zur Eintragung des Abnahmevermerks der vorgenannten Über⸗ 
wachungsſtelle. Die Abnahmebeſcheinigung iſt den hierzu Befugten auf Verlangen vorzulegen. 

E. Niederdruckdampfkeſſel, die vom Senat typenmäßig zugelaſſen ſind, unterliegen der Abnahme ge⸗ 
mäß Abſchnitt D nicht. Bei dieſen Keſſeln iſt lediglich die Ordnungsmäßigkeit des Baues und der 
Ausrüſtung des Keſſels und ſeine Betriebsſicherheit nach beiliegendem Muſter in dreifacher Aus⸗ 
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fertigung vor der Inbetriebnahme der örtlich zuſtändigen Polizeibehörde von dem für die ſach⸗ 
gemäße Aufitellung Verantwortlichen anzuzeigen. Die Zweitausfertigung ſendet die Polizeibehörde 
der Dampfkeſſelüberwachung e. V. Danzig zur Kenntnis. Eine Drittausfertigung dieſer Anzeige 
iſt bei der Anlage aufzubewahren und den hierzu Befugten auf Verlangen vorzulegen. 


Anträge auf Typenzulaſſung gemäß Abſchnitt E ſind mit genauer Beſchreibung und Zeichnungen 
über die Bauart und Ausrüſtung in vierfacher Ausfertigung bei der Dampfkeſſelüberwachung e. V. 
Danzig einzureichen, die die Anträge unter Beifügung ihrer Stellungnahme an den Senat zur Ent⸗ 
ſcheidung weiterleitet. Die Typenzulaſſung wird grundſätzlich nur für Niederdruckdampfkeſſel ge⸗ 
währt, die den Bedingungen der Abſchnitte A, B und C entſprechen. Die mit der Prüfung der 
Anträge und Erteilung der Zulaſſung verbundenen Koſten gehen zu Laſten des Antragſtellers. 
Die Koſten ſind auf Grund von Vereinbarungen zwiſchen den beteiligten Stellen feſtzuſetzen. 


Veränderungen 


Vor weſentlichen Veränderungen an Niederdruckdampfkeſſeln, insbeſondere an den gemäß Ab⸗ 
ſchnitt B angebrachten Vorrichtungen, iſt der Dampfkeſſelüberwachung e. V. Danzig unter Bei⸗ 
fügung ausreichender Unterlagen entſprechende Mitteilung zu machen; dieſe hat etwaige ſicherheits⸗ 
techniſche Bedenken geltend zu machen und gegebenenfalls dieſe der zuſtändigen Behörde mitzuteilen. 
Die Auswechſlung einer alten Sicherheitsvorrichtung durch eine gleiche neue gilt nicht als weſent⸗ 
liche Veränderung. 
Übergangsbeftimmungen 

Alle bis zum 31. Dezember 1937 in Betrieb genommenen Niederdruckdampfkeſſel, die den vor der 
Inkraftſetzung der Niederdruckdampfkeſſelverordnung vom 27. November 1935 (G. Bl. S. 1155) 
geltenden Beſtimmungen genügen, dürfen bis auf weiteres weiterbetrieben werden. Bei weſentlichen 
Anderungen an beſtehenden Anlagen iſt ſinngemäß nach den vorſtehenden Beſtimmungen zu ver⸗ 
fahren. 

Niederdruckdampfkeſſel, bei denen gemäß der Niederdruckdampfkeſſelverordnung vom 27. No⸗ 
vember 1935 verfahren iſt oder bis zum 31. Dezember 1937 verfahren wird, unterliegen den 
Beſtimmungen unter den Abſchnitten C bis F einſchließlich nicht. 


Ausnahmen 
Der Senat iſt befugt, Ausnahmen von den Vorſchriften dieſer Verordnung für Niederdruckdampf⸗ 
keſſel zu gewähren. 

@: 
Die Verordnung über die Anlegung von Dampfkeſſeln vom 27. November 1935 (G. Bl. S. 1155) 
und die Verordnung zur Durchführung des § 1 Nr. 3 Abſ. e der Allgemeinen polizeilichen Be⸗ 


ſtimmungen über die Anlegung von Landdampfkeſſeln und des $ 1 Nr. 3 Abſ. e der Allgemeinen 
polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Schiffsdampfkeſſeln vom 27. November 1935 
(G. Bl. S. 1157) — Niederdruckdampfkeſſelverordnung — treten mit dem Inkrafttreten dieſer Ver⸗ 
ordnung außer Kraft. 


Danzig, den 30. Oktober 1936. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 


W 5 — 5440/36 Huth Dr. Wiercinski⸗Keiſer 
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M uſter 1 
(Rotes Papier) 


Zulaſſung 
eines Niederdruckdampfkeſſels 


Wißd hierin do den Unterzeichnet AR SENAT RR RUHE ENDE IRRE EIERN HER 


(Wohnort) 


auf Grund der 
zum $ 1 Abſ. 3e der Allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen für die Anlegung von Landdampfkeſſeln 
zum § 1 Abſ. 3e der Allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen für die Anlegung von Schiffsdampfkeſſeln 


vom Senat der Freien Stadt Danzig erlaſſenen Vorſchriften (G. Bl. S. 429) beantragt. 


Der Niederdruckdampfkeſſel iſt 


Mau den Gündtunndlnnn ß RE RROENEUUN NN 


(Ortlichkeit der Betriebsſtellen) 


enen des erstell “é 
ee ee, dd RER. 
o 

Höchſter Betriebsüberdruck kg / em? 

F! Kine. i m? 
lll N Rn DEREN RL REES CE Re 
nee SSADTIEUMMIELSH.. 0... a ae nu ne EB 


lll a Rn EA FCC 


(Unterſchrift des Aufſtellers) (Unterſchrift des Antragſtellers) 
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J. Bei der Abnahme iſt folgendes feſtgeſtellt worden: 


1. Die Vorrichtung zur Verhütung der Steigerung des Betriebsüberdrucks über das zu⸗ 
läſſige Maß beſteh h. e e dd TA Lee 
STANDEHNE: )))) URATEEERARE N Ausführungsart 
lach PI ,,, . è ae 

2. Die Vorrichtung. zur Erkennung des Waſſerſtandes beſteh nnn; 

n den ee dg, ß REN TELLLAEER A iſt eine Strichmarke 
für den Betriebs⸗Waſſerſtand angebracht. g 

4. Ein Manometer mit Skaleneinteilung von O bis kg / em? Überdruck iſt an dem 
elek kann... angebracht. 19 5 

n)), iſt nachgewieſen, daß der vorgeſchriebene Waſſerdruckverſuch durch⸗ 


geführt worden iſt. 


6. Die Prüfung des Keſſels im Betrieb ergab, daß: 
die Sicherheitsvorrichtung unter 1 die Überſchreitung des zuläſſigen Betriebsüberdruckes 


JVC verhindert, 
die übrigen Vorrichtungen deß Beſtimunnge n 
entſprechen. ö 

II. Der Betreiberiſt durch ii1X1!X!! über 


die ſichere Betreibung des Keſſels unterrichtet und auf die Wichtigkeit der Sicherheitsvorrichtun⸗ 
gen für einen gefahrenloſen Betrieb hingewieſen worden. 

Ein elch : Dane W angebracht und 
enthält folgende Angaben: 


Die Niete des Keſſelſchildes wurde mit Steiſpfel! verſehen. 
Die Inbetriebnahme des Keſſels kaua nn erfolgen. 


Zur Beachtung für den Betreiber des Niederdruckdampfkeſſels! 

1. Es iſt verboten, das Standrohr oder ſonſtige Sicherheitsvorrichtungen zu entfernen oder unwirk⸗ 
ſam zu machen. Bei Froſt iſt vor Inbetriebnahme des Keſſels die Eisfreiheit des Standrohrs 
feſtzuſtellen und zu ſichern. 

2. Bei weſentlichen Anderungen, insbeſondere des Standrohrs, der Waſſerſtandsvorrichtungen und der 
ſonſtigen Vorrichtungen, iſt die Dampfkeſſelüberwachung e. V. Danzig zu benachrichtigen. 


(Stempel) (Unterſchrift des Keſſelprüfers) 


Dieſe Zulaſſung wurde dem Antragſteller ausgehändigt mit dem Hinweis, ſie bei der Anlage 
aufzubewahren und den hierzu Befugten auf Verlangen vorzulegen. 


(Stempel) 8 (Unterſchrift) 
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Muſter 2 
(Grünes Papier) 
f Anzeige 
über die Aufſtellung einer Nieder druckdampfkeſſelanlage 
bei dem Unterzeichneteen a gr e „ e en,, 
(Name) 
e (n;; 


auf Grund der 
zum § 1 Abſ. 3 der Allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen für die Anlegung von Landdampfkeſſeln 


zum $ 1 Abſ. 3 e der Allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen für die Anlegung von Schiffsdampfkeſſeln 
vom Senat der Freien Stadt Danzig erlaſſenen Vorſchriften . M S 429) beantragt. 


Die Niederdruckdampfkeſſelanlage iſt „ Face 3 
eee ee ee ee 
(Straße) 
KT SER , LIEST errichtet; 
(Ort) 
bhabeweglich eingerichtet und für die Benutzung 8 


(Ortlichkeit der e 


vorgeſehen. 
Die Anlage beſteht aus dem (den) een ln, nach den vorerwähnten Bedingungen 
zugelaſſenen Nieberdruddampfteffel(n): Say 
Herſteller Höchſter Heiz⸗ Bei Gliederkeſſeln: Auf 


Auf- | Zulaffungs- | Betriebs⸗ a Anzahl der Glieder h 
Zahl 91 ; ſteller [kennzeichen überdruck 1 einſchl. Vorder⸗ und ſtelttügs 
Herſtellerzeichen in kg/eme in m Hinterglied jahr 
112 UN BERIDRBERBEBAERL LABFOTIER BR. ORDEN ARM: ID SR ANDEREN 


1. Die on KR zur Verhütung der Steigerung des Betriebsüberdruds über das zuläſſige 
Maß beſteh 
CCC 1 A eher a EEE 
F e eee ʒß , ß 
2 F e ee ee e er e 
Waſſerſtands glass als Vorrichtung zur Erkennung des Waſſerſtandes, Waſſerſtands⸗ 
marke und 
Manometer mit einem Anzeigebereich von O bis. kg / em. 
Es wird ausdrücklich verſichert, daß = vorbezeichnete..... Niederdruckdampfkeſſel und die ange⸗ 


brachten Vorrichtungen den obenerwähnten Bedingungen für Niederdruckdampfkeſſel entſprechen. 


5 Zur Beachtung für den Betreiber! 
Es iſt verboten, das Standrohr oder ſonſtige Sicherheitsvorrichtungen zu entfernen oder unwirk⸗ 
ſam zu machen. Bei Froſt iſt vor Inbetriebnahme des Keſſels die Eisfreiheit des Standrohrs feſtzu⸗ 
ſtellen und zu ſichern. 


(Unterſchrift des Aufſtellers bzw. Herſtellers) (Unterſchrift des Betreibers) 
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178 19. Verordnung 


zur Abänderung der Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuld⸗ 
verhältniſſe vom 22. September 1933. 


Vom 28. Oktober 1936. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 61 und des S 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel ! 


Die Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 22. September 1933 
(G. Bl. S. 444) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1934 (G. Bl. S. 499) abge⸗ 
ändert und ergänzt durch die Verordnungen vom 

18. September 1934 (G. Bl. S. 703) 

19. September 1934 (G. Bl. S. 707/16) 

23. Oktober 1934 (G. Bl. S. 731) 

26. November 1934 (G. Bl. S. 770) 

11. Dezember 1934 (G. Bl. S. 819/868) 

30. März 1935 (G. Bl. S. 496) 

11. April 1935 (G. Bl. S. 623) 

14. Mai 1935 (G. Bl. S. 665) 

11. Juni 1935 (G. Bl. S. 709) 

21. Auguſt 1935 (G. Bl. S. 900) 

18. Oktober 1935 (G. Bl. S. 1061) und 

17. Januar 1936 (G. Bl. S. 35) 

19. September 1936 (G. Bl. S. 371) 
wird wie folgt geändert: 

In § 45 Abſ. 2 erhält der Satz 2 folgende Faſſung: 

Soweit bei Ausgleichshypotheken der Schuldner gemäß 8 11 des Ausgleichsgeſetzes vom 28. Sep⸗ 
tember 1926 (G. Bl. S. 285) die Anwendung ausländiſchen Rechts verlangt hat, kann die Rück⸗ 
zahlung einer Forderung (Hypothek) nicht zu einem früheren Zeitpunkt als dem 1. Oktober 1938 ver⸗ 
langt werden; der Schuldner hat jedoch ſolche Forderungen (Hypotheken) vom 1. Oktober 1936 ab 
in Höhe von ½ v. H. jährlich zu tilgen. 

Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt rückwirkend mit dem 1. Oktober 1936 in Kraft. 


Danzig, den 28. Oktober 1936. 


E Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Huth Rettelsky 


179 Verordnung 
über Arbeits vermittlung, Berufsberatung und Lehrſtellen vermittlung. 
Vom 30. Oktober 1936. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 76, 78 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird zur weiteren Sicherung eines geordneten 
Arbeitseinſatzes folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


§ 1 
Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und Lehrſtellenvermittlung dürfen für Angeſtellte, Arbeiter 
und Lehrlinge nur vom Landesarbeitsamt betrieben werden; Ausnahmen bedürfen der beſonderen 
Genehmigung des Senats. Aufnahmen von Bewerbungen und Angeboten für Arbeitsſtellen und Lehr⸗ 
ſtellen in Zeitungen, Zeitſchriften und anderen periodiſch erſcheinenden Druckſchriften gelten nicht als 
Arbeits⸗ und Stellenvermittlung. 
8 2 
(1) Die Arbeitsvermittlung hat die Aufgabe, ſchaffende Menſchen, die als Arbeiter, Angeſtellte 
oder Lehrlinge arbeiten wollen, an den Arbeitsplatz zu bringen, den ſie nach ihrer körperlichen, gei⸗ 
ſtigen und charakterlichen Eignung zum Wohle der Volksgemeinſchaft am beſten ausfüllen können. 
Dabei ſind die perſönlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Arbeitſuchenden zu berückſichtigen. 
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(2) Die Berufsberatung hat die Aufgabe, die Allgemeinheit über die für das Volk und feine 
Wirtſchaft entſcheidende Bedeutung der Berufswahl aufzuklären und Perſonen, die vor der Berufswahl 
oder einem Berufswechſel ſtehen, unter Auskunfterteilung über die Berufe und ihre Anforderungen 
und Ausſichten bei ihrer Wahl zu beraten. — Die Raterteilung hat die körperliche, geiſtige und 
charakterliche Veranlagung des Ratſuchenden, ſeine Neigungen und ſeine wirtſchaftlichen und perſön⸗ 
lichen Verhältniſſe zu berückſichtigen. — Die Berufswahl iſt von der Überſicht über den geſamten 
Arbeitseinſatz aus ſo zu lenken, daß der notwendige und geeignete Nachwuchs in den Berufen geſichert, 
übermäßiger Zudrang jedoch abgewehrt wird. Die Wahl des Berufes, bei der das eigene Ich dem 
Wohle des Volksganzen unterzuordnen iſt, muß der Ratſuchende aus eigener Verantwortung treffen. 

(3) Die Lehrſtellenvermittlung hat als Abſchluß der Berufsberatung die Aufgabe, den jugendlichen 
Berufsanwärter in eine beruflich, erzieheriſch, ſittlich und geſundheitlich einwandfreie Lehrſtelle zu 
bringen, in der er ſeine körperlichen, geiſtigen und charakterlichen Anlagen zum Wohle der Volksgemein⸗ 
ſchaft entwickeln kann. 

SB 

Zur Durchführung und Ergänzung dieſer Verordnung kann der Senat Verordnungen und all- 
gemeine Verwaltungsvorſchriften erlaſſen. 

8 4 

Wer vorſätzlich oder fahrläſſig den Vorſchriften dieſer Verordnung oder den auf Grund des 8 3 
erlaſſenen Verordnungen zuwiderhandelt, wird mit Geldſtrafe oder Gefängnis beſtraft. Die ee 
folgung tritt nur auf Antrag des Landesarbeitsamts ein. 

§ 5 N 

(1) Dieſe Verordnung tritt mit dem 10. November 1936 in Kraft. 

(2) Mit dem gleichen Tage treten außer Kraft: 

1. die SS 22 bis 25, 29, 30, 32 Abſ. 2, 37, 42 und 43 des Geſetzes über Arbeitsver⸗ 
mittlung vom 27. Juni 1930 (G. Bl. S. 147), 

2. das Stellenvermittlergeſetz vom 2. Juni 1910 (Reichsgeſetzbl. S. 860) und die auf Grund 

dieſes Geſetzes erlaſſenen Vorſchriften, 

3. Artikel VI, VIII und X der Ausführungs verordnung zum Geſetz über die Arbeitsvermittlung 

vom 26. September 1930 (St. A. Teil I ©. 423). 


Danzig, den 30. Oktober 1936. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
W. 5. 5870/6. Huth Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


180 Verordnung 
zur Ergänzung der Verfaſſung der Danziger Bauernkammer. 
Vom 28. Oktober 1936. 

Auf Grund des § 1 Ziff. 71 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 

Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel I 

Die der Verordnung über die Errichtung einer öffentlich-rechtlichen Berufsvertretung der Dan⸗ 
ziger Landwirtſchaft vom 14. Juli 1933 (G. Bl. S. 313) als Anlage beigefügte Verfaſſung der 
Danziger Bauernkammer wird wie folgt ergänzt: 

Der $ 29 erhält folgenden Abſatz 2: 

In Fällen der Stelle b) kann der Landes bauernführer auch Anordnungen zur Regelung der 
Erzeugung, des Abſatzes ſowie der Preiſe von Erzeugniſſen der Landwirtſchaft treffen und gegen 
Mitglieder, welche gegen die Satzung des Zuſammenſchluſſes oder die zur Ergänzung und Aus⸗ 
führung erlaſſenen Vorſchriften verſtoßen, Ordnungsſtrafen bis zu 1000 Gulden im Einzelfall 
feſtſetzen. Er kann ſeine Befugniſſe auf die Organe des Zuſammenſchluſſes übertragen. Die Bei⸗ 
treibung der feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen erfolgt im Verwaltungszwangsverfahren. 

Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 

Danzig, den 28. Oktober 1936. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig 
kt Huth Rettelsky 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


